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Euro; die andere Hälfte erbrachten Bayern und Baden-
Württemberg. In der Abrechnung für 2014 hat sich der 
hessische Zahlbetrag auf 1,75 Mrd. Euro verringert. Ham-
burg zahlte 2014 55 Mio. Euro, nachdem es 2013 sogar 
Empfängerland geworden war. NRW erhielt 2014 Zuwei-
sungen von 897 Mio. Euro. Zusammengenommen, d.h. 
saldiert, erbrachten diese Länder damit noch rund 900 
Mio. Euro. Sie trugen 2014 nur noch 10% des Ausgleichs-
volumens gegenüber rund 50% im Jahr 2000.

Diese Daten erhellen auch den Hintergrund der aktuellen 
Diskussionen z.B. über die steigenden Zahlungen Bay-
erns im Länderfi nanzausgleich. Die Ursachen liegen of-
fenkundig nicht in gestiegenen Ansprüchen der Empfän-
gerländer; die Ausgleichszuweisungen an diese Länder 
entwickelten sich im Vergleich zum Steueraufkommen so-
gar unterproportional. Es sind die dargestellten Verände-
rungen auf der Zahlerseite, die erhebliche Auswirkungen 
auf die Statik des gesamten Ausgleichssystems haben. 
Deshalb ist zu fragen: Wo liegen die Ursachen für den Ab-
wärtstrend bei diesen drei Ländern? Gibt es Gemeinsam-
keiten bei den Ursachen? Welche Folgerungen ergeben 
sich für die Zukunft?

Absinken der relativen Steuerkraft

Die veränderte Position der drei Länder im Länderfi nanz-
ausgleich ist Ausdruck einer jeweils unterdurchschnittli-
chen Steuerentwicklung in diesen Ländern. Abbildung 1 
zeigt, wie sich das Aufkommen der „Steuern der Län-
der“ je Einwohner – das ist die Ausgangsgröße für die 
Berechnung von Umsatzsteuerverteilung und Länderfi -
nanzausgleich – seit 2000 verändert hat. Als geeigneter 
Vergleichsmaßstab wird dabei der Durchschnitt der alten 
Länder (ohne Berlin) herangezogen, weil das Steuerauf-
kommen der neuen Länder gerade in der ersten Hälfte 
des vergangenen Jahrzehnts noch von zahlreichen Son-

Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen (NRW) wa-
ren über Jahrzehnte zusammen mit Baden-Württemberg 
die „klassischen“ Zahlerländer im Länderfi nanzausgleich. 
Bayern kam erst in den 1990er Jahren hinzu. Als Bundes-
tag und Bundesrat 2001 die Neuregelung des Länderfi -
nanzausgleichs für die Zeit ab 2005 beschlossen, war die 
Jahresabrechnung für 2000 bekannt:

• Hessen zahlte 2,7 Mrd. Euro in den Länderfi nanzaus-
gleich ein und war damit in absoluten Zahlen und je 
Einwohner mit Abstand der größte Zahler.

• Hamburg zahlte 556 Mio. Euro und stand damit in der 
Belastung je Einwohner an zweiter Stelle.

• Auch NRW hatte – trotz eines kontinuierlichen Rück-
gangs in den Vorjahren – noch rund 1,1 Mrd. Euro zu 
zahlen.

Zusammen entfi elen auf Hamburg, Hessen und NRW 
2000 rund 4,4 Mrd. Euro, d.h. mehr als die Hälfte des Ge-
samtvolumens des Länderfi nanzausgleich von 8,3 Mrd. 

Hubert Schulte*

Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen: 
drei klassische Zahlerländer im Abwärtstrend?
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Mittlerweile hat sich ihre Finanzkraft und damit ihr Beitrag zum Länderfi nanzausgleich 
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ren. Der Verlauf ist durchaus unterschiedlich: Während 
die relative Steuerkraft in NRW seit 2001 kontinuierlich 
zurückging, gab es für Hamburg bis 2004 und für Hessen 
bis 2007 noch einmal einen Wiederanstieg; seitdem ist 
auch in diesen Ländern ein kontinuierlicher Abwärtstrend 
zu verzeichnen.

Um zu verdeutlichen, dass es sich dabei um beachtliche 
Beträge handelt, ist in der Tabelle 1 dargestellt, wie groß 
die rechnerischen Mindereinnahmen des jeweiligen Lan-
des gegenüber der durchschnittlichen Entwicklung sind – 
und zwar einschließlich der Entwicklung bei den Gemein-
desteuern.

Hätte sich das Steueraufkommen der drei Länder so ent-
wickelt wie im Durchschnitt der alten Länder, dann wäre 
das jährliche Steueraufkommen in Hamburg aktuell um 
931 Mio. Euro, in Hessen um 1,7 Mrd. Euro und in NRW 
um 4,4 Mrd. Euro höher als dies tatsächlich der Fall ist. 
Das sind für Hamburg 10,2%, für Hessen 6,5% und für 
NRW 6,8% der Finanzkraft. Auch nach dem Finanzaus-
gleich würde für die drei Länder jeweils noch etwa die 
Hälfte dieser Beträge als verfügbares Aufkommen ver-
bleiben.

Geringeres Wirtschaftswachstum als Ursache 
geringerer Steuereinnahmen

Im Steueraufkommen spiegelt sich grundsätzlich die wirt-
schaftliche Entwicklung eines Landes. Die Abbildung 2 
zeigt dazu, dass das Wachstum des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP)  in allen drei Ländern im Zeitraum von 2000 bis 
2014 unter dem Durchschnitt der alten Länder lag. Sehr 
auffällig ist, dass sich die Abstände zum Durchschnitt bei 

dereffekten geprägt war.1 Abbildung 1 verdeutlicht, dass 
die so defi nierte relative Steuerkraft vor Umsatzsteuer-
verteilung und Länderfi nanzausgleich 2013/2014 im Ver-
gleich zu 1999/20002 bei allen drei Ländern stark gesun-
ken ist:

• bei Hamburg von 156% auf 139%,

• bei Hessen von 123% auf 111% und

• bei NRW von 99% auf 91%

des Durchschnitts der alten Länder.

Eine schon etwas verblüffende Parallelität: Von unter-
schiedlichen Niveaus ausgehend haben die drei Länder 
jeweils rund ein Zehntel ihrer relativen Steuerkraft verlo-

1 Darüber hinaus holen die neuen Länder – wenn auch sehr langsam 
– in ihrer Finanzkraft auf. Entsprechend reduziert sich der Finanzkraft-
vorsprung der alten Länder. Dieser „normale“ und erwünschte Pro-
zess der Finanzkraftveränderung ist nicht Gegenstand dieser Unter-
suchung.

2 Wegen der starken jährlichen Schwankungen bei Steuereinnahmen 
und Finanzausgleich sind hier und im Folgenden jeweils 2-Jahres-
Durchschnitte zugrunde gelegt.

1 Steuern der Länder in der Abgrenzung des Länderfi nanzausgleichs.

Quellen: Bundesministerium der Finanzen: Jährliche Abrechnungen zum 
Finanzausgleich unter den Ländern für die Jahre 1999-2014, http://www.
bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/
Oeffentliche_Finanzen/Foederale_Finanzbeziehungen/Laenderfi nanz-
ausgleich/laenderfi nanzausgleich.html; sowie Bundesministerium der 
Finanzen: Länderfi nanzausgleich, Zusammenfassung der Abrechnungs-
ergebnisse für die Jahre 1995-2004 sowie für die Jahre ab 2005; eigene 
Berechnungen.

Abbildung 1
Steueraufkommen1 der Länder Hamburg, Hessen 
und NRW
Je Einwohner in % des Durchschnitts der alten Länder

Tabelle 1
Rechnerische jährliche Steuermindereinnahmen der 
Länder Hamburg, Hessen und NRW 2013/2014
Gegenüber dem Durchschnitt der alten Länder in Mio. Euro

Berechnungsgrundlage: Durchschnittliche Steuereinnahmen je Einwoh-
ner 2013/2014 im Vergleich zu 1999/2000; Gemeindesteuern in Abgren-
zung des Länderfi nanzausgleichs zu 100%.

Quellen: siehe Abbildung 1.80
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Hessen, obwohl sich das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in 
beiden Ländern günstiger als in Hessen entwickelt hat.4

Auswirkungen steuerrechtlicher und 
steuertechnischer Faktoren

Da das BIP nicht unmittelbar Gegenstand der Besteue-
rung ist und sehr unterschiedliche Einfl ussgrößen auf das 
Steueraufkommen wirken, ist eine Analyse der einzelnen 
Steuerarten erforderlich. In Tabelle 2 ist dargestellt, wie 
sich das im Finanzausgleich angesetzte Aufkommen 
der Einzelsteuern in den drei Ländern seit 1999/2000 im 
Vergleich zum Durchschnitt der alten Länder entwickelt 
hat. Dabei sind die Felder mit unterdurchschnittlichen Zu-
wachsraten blau unterlegt. Dadurch wird optisch deutlich, 
dass es sich nicht um ein Problem einzelner Steuerarten 
handelt, sondern dass sich das Steueraufkommen dieser 
Länder in der Breite unterdurchschnittlich entwickelt hat.

Eine wesentliche Erkenntnis aus der Analyse der Einzel-
steuern ist, dass das Aufkommen der einzelnen Steuer-
arten von einer Mischung „technischer“ und wirtschafts-
bezogener Faktoren bestimmt wird. So wird das Lohn-
steueraufkommen vorweg z.B. um Kindergeldzahlungen 

4 Das gilt auch, wenn die Entwicklung des absoluten Steueraufkom-
mens ohne Berücksichtigung der unterschiedlichen Einwohner-Ent-
wicklung zugrunde gelegt wird.

allen drei Ländern mit der Finanzkrise nach 2008 deutlich 
vergrößerten. NRW und Hamburg haben sich 2008/2009 
zunächst sogar überdurchschnittlich entwickelt,3 entfern-
ten sich danach aber deutlich vom Durchschnitt. Eine ge-
wisse Stabilisierung erfolgte 2013 und 2014 bei Hessen 
und Hamburg.

Aufschlussreich ist dabei die Aufschlüsselung nach 
Wirtschaftszweigen: Infolge der Finanzkrise 2008/2009 
verloren Hamburg und Hessen vor allem in den Dienst-
leistungsbereichen, die in der Wirtschaftsstruktur bei-
der Länder besonderes Gewicht haben und überdurch-
schnittlich von den Folgen der Finanzkrise betroffen sind, 
z.B. bei den „Finanz- und Versicherungsdienstleistern“. In 
NRW ergibt sich der Wachstumsrückstand anders als in 
Hamburg und Hessen ausschließlich aus dem Verarbei-
tenden Gewerbe, während der Dienstleistungsbereich 
sich wie im Bundesdurchschnitt entwickelte.

In der Zusammenschau der Abbildungen 1 und 2 ist der 
Zusammenhang von Wirtschaftswachstum und Steuer-
aufkommen deutlich erkennbar. Das gilt für die Tendenz, 
allerdings nicht unbedingt für die jeweilige Größenord-
nung: So sind die rechnerischen Mindereinnahmen in 
NRW, vor allem aber in Hamburg, prozentual höher als in 

3 Tatsächlich ging das BIP in NRW und Hamburg 2009 ebenfalls zu-
rück, aber weniger als im Durchschnitt der alten Länder.

Abbildung 2
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in Hamburg, 
Hessen und NRW
Abweichungen der jährlichen Zuwachsraten vom Durchschnitt der alten 
Länder kumuliert in %

Quellen: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGR): 
Reihe 1, Länderergebnisse, Bd. 1, Bruttoinlandsprodukt, Bruttowert-
schöpfung in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 2000-2014, 
Berechnungsstand November 2014/Februar 2015, Tabelle 1.1; eigene Be-
rechnungen.

Tabelle 2
Zuwachsraten der Einzelsteuern
2013/2014 gegenüber 1999/2000
in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen: Jährliche Abrechnungen zum 
Finanzausgleich unter den Ländern für die Jahre 1999-2014, http://www.
bundesfi nanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oef-
fentliche_Finanzen/Foederale_Finanzbeziehungen/Laenderfi nanzaus-
gleich/laenderfi nanzausgleich.html; eigene Berechnungen.
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Obwohl das Aufkommen dieser Steuer insgesamt über-
schaubar ist: Allein durch diese Verschiebungen hat sich 
die Finanzkraft im Länderfi nanzausgleich bei Bayern 
um 800 Mio. Euro erhöht und bei den drei Ländern um 
1,3 Mrd. Euro verringert. Die Auswirkungen auf die Zah-
ler- und Empfängerposition der einzelnen Länder sind 
dementsprechend erheblich. Die Größenordnung der 
Unterschiede deutet darauf hin, dass sich darin nicht nur 
Unterschiede im Zuwachs der Wirtschaftskraft wider-
spiegeln. Auch Organisations- und Zentralisierungspro-
zesse im Unternehmensbereich dürften eine Rolle spie-
len. Die in Einzeljahren oft sehr erratische Entwicklung 
dieser Steuer wirft für die Zukunft die Frage nach sach-
gerecht angepassten Verteilungsmaßstäben auf. Das gilt 
umso mehr, als durch die Anrechenbarkeit der Kapitaler-
tragsteuer das Körperschaftsteueraufkommen anderer 
Länder gemindert werden kann.

Insgesamt haben die dargestellten steuertechnischen 
und steuerrechtlichen Faktoren ein überraschend großes 
Gewicht für Steueraufkommen und Finanzkraft im Län-
derfi nanzausgleich. Entgegen der allgemeinen Einschät-
zung ist die Entwicklung der Wirtschaftskraft demnach 
nicht der alleinige Bestimmungsfaktor für die Position der 
einzelnen Länder im Finanzausgleich.

Spezifi sche wirtschaftsbezogene Faktoren

Neben der allgemeinen BIP-Entwicklung lassen sich als 
Ursache für die unterdurchschnittliche Steuerentwicklung 
auch einige spezifi sche wirtschaftsbezogene Faktoren 
identifi zieren. In Hessen und NRW gab es eine spürbar 
unterdurchschnittliche Entwicklung der Bruttolöhne und 
-gehälter. Für Hessen gilt das insbesondere ab 2008.6 
Hamburg hat bei Beschäftigung sowie Bruttolöhnen und 
-gehältern demgegenüber überdurchschnittliche Zu-
wächse. Für Hamburg zeigt die Einkommensteuerstatistik 
zwischen 2007 und 2010 eine besondere Schwäche bei 
den Einkünften aus Gewerbebetrieb gerade bei Steuerfäl-
len mit Einkünften von mehr als 1 Mio. Euro.7

Die Körperschaftsteuer erbrachte in Hamburg und Hes-
sen – jedenfalls in der Vergangenheit – einen überdurch-
schnittlichen Beitrag zum Steueraufkommen. Das jähr-
liche Aufkommen dieser Steuer schwankt allerdings 
sehr stark; insofern lassen sich aus den kassenmäßigen 

6 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGR): Reihe 1, 
Länderergebnisse, Bd. 2, Arbeitnehmerentgelt, Bruttolöhne und -ge-
hälter in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 2000-2014, 
Berechnungsstand November 2014/Februar 2015, Tabelle 2.1;  eigene 
Berechnungen.

7 Statistisches Bundesamt: Fachserie 14, Reihe 7.1, Lohn- und Einkom-
mensteuerstatistik (für die Jahre 2001, 2007 und 2010); sowie Anga-
ben des Statistikamts Nord Hamburg Schleswig-Holstein für 2007 
und 2010.

und die Leistungen nach dem Altersvermögensgesetz 
erheblich gekürzt. Vom Aufkommen der Einkommensteu-
er werden z.B. die Eigenheimzulage und die Erstattungen 
aus Arbeitnehmerveranlagungen („Arbeitnehmererstat-
tungen“) abgezogen.

Die Entwicklung dieser Abzugspositionen hat erhebliche 
Auswirkungen auf die Zuwachsraten des Steueraufkom-
mens der verschiedenen Länder. Am Beispiel der Eigen-
heimzulage: Der stufenweise Abbau führt zu erheblichen 
Mehreinnahmen bei der veranlagten Einkommensteuer. 
Die Länder mit einem unterdurchschnittlichen Gewicht 
der Eigenheimzulage im Verhältnis zum Steueraufkom-
men können davon aber auch nur unterdurchschnittlich 
profi tieren und erreichen damit eine geringere Zuwachs-
rate des Nettoaufkommens.

Der gleiche Effekt entsteht durch die sogenannten Ar-
beitnehmererstattungen, die bundesweit gegenüber 
1999/2000 erheblich gesunken sind. Aus diesen beiden 
Faktoren lassen sich bei NRW rund 50%, bei Hamburg 
deutlich mehr als 50% des unterdurchschnittlichen Zu-
wachses der veranlagten Einkommensteuer erklären. 
Auch wenn sich das technisch anhört: Das Ergebnis ist 
eine dauerhafte Verschiebung der Finanzkraftrelationen 
und damit der Positionierung im Finanzausgleich.

Eine weitere Erklärung für den unterdurchschnittlichen 
Zuwachs in Hamburg ist auch die Einführung der Ab-
geltungsteuer im Jahr 2009. Die vorherige Regelung der 
Zinsabschlagsteuer führte dazu, dass Steuerpfl ichtige mit 
höheren persönlichen Steuersätzen im Rahmen der Ein-
kommensteuerveranlagung zusätzliche Steuern zu ent-
richten hatten. Dieses Steueraufkommen ist mit der Neu-
regelung entfallen. Regionen mit hohen Kapitaleinkünften 
und hohen Einkommen – wie Hamburg – sind davon be-
sonders betroffen.

Bei den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag5 gibt es 
besonders auffällige Verschiebungen. Während das Auf-
kommen im Durchschnitt der alten Länder um 35,1% an-
stieg, stagnierte es in NRW und Hessen und sank in Ham-
burg deutlich unter das Niveau von 1999/2000. Demge-
genüber hat sich das Aufkommen in Bayern mit +126,8% 
mehr als verdoppelt. Als Besonderheit dieser Steuer ist 
zu beachten, dass sie – anders als die Abgeltungsteuer 
auf Zinserträge und Veräußerungserlöse – nicht zwischen 
den Ländern nach dem Wohnsitz des Zahlungsempfän-
gers zerlegt wird. Das Aufkommen bleibt im Sitzland der 
auszahlenden Stelle.

5 Kapitalertragsteuer ohne Abgeltungsteuer auf Zinseinkünfte und Ver-
äußerungserlöse.
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Hamburg der traditionell aufkommensprägende Bereich 
der Mineralölwirtschaft.9

Zukünftige Positionierung der drei Länder im 
Länderfi nanzausgleich

Als Fazit ist festzuhalten: Neben NRW verzeichnen auch 
Hamburg und Hessen einen deutlich unterdurchschnitt-
lichen Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts. Dies führte 
zu unterdurchschnittlichen Zuwächsen des Steuerauf-
kommens. Im Einzelnen wird die Höhe des Aufkommens 
aber von einer Reihe spezifi scher Faktoren beeinfl usst. 
Diese sind zum einen wirtschaftlicher Natur wie z.B. die 
ungünstige Entwicklung der Bruttolohn- und -gehalts-
summe in NRW und Hessen sowie nach der Finanzkrise 
bei bestimmten Branchen in Hessen und Hamburg. Von 
überraschend großer Bedeutung sind zum anderen auch 
steuertechnische und steuerrechtliche Regelungen wie 
die Gestaltung von Eigenheimzulage, Arbeitnehmerver-
anlagungen und Kapitalertragsteuer. Damit wird auch 
plausibel, weshalb sich die Steuereinnahmen in NRW, vor 
allem aber in Hamburg, trotz höheren BIP-Wachstums 
ungünstiger als in Hessen entwickelten.

Wie dauerhaft ist die Absenkung der Finanzkraft der drei 
Länder im Vergleich zum Durchschnitt der alten Länder? 
Lassen sich aus der Analyse der Ursachen Prognosen 
für die Zukunft ableiten? Bei den dargestellten steuer-
technischen und steuerrechtlichen Faktoren stellt sich 
die Frage, ob damit ein neuer „Normalzustand“ erreicht 
ist. Das ist anscheinend der Fall: Es gibt keine Hinweise, 
dass diese Faktoren in den nächsten Jahren zu einer wei-
teren starken Abschwächung der Finanzkraft führen; so 
ist z.B. die Eigenheimzulage inzwischen weitestgehend 
abgebaut. Es gibt aber auch keinen Grund zu der Annah-
me, dass diese Verschiebungen nur vorübergehend sind. 
Auch wenn es sich um scheinbar „technische“ Verände-
rungen handelt, haben sie dauerhaft die Finanzkraftposi-
tion im Ländervergleich verändert.

Erhebliche und dauerhafte strukturelle Effekte haben 
auch die Verschiebungen bei den nicht veranlagten Steu-
ern vom Ertrag hin nach Bayern, die alle drei Länder in 
erheblichem Umfang treffen. Auch hier ist wenig wahr-
scheinlich, dass diese Effekte rückgängig gemacht wer-
den können; erhebliche Schwankungen in Einzeljahren 
sind weiterhin zu erwarten.

9 Der Hamburger Finanzsenator Tschentscher nennt in diesem Zusam-
menhang als Branchen die „Mineralöl-, Banken- und Versicherungs-
wirtschaft“, vgl. Hamburgische Bürgerschaft: Plenarprotokoll der 
80. Sitzung vom 26.2.2014, S. 6009.

Einnahmen längerfristige strukturelle Veränderungen 
nicht verlässlich erkennen. Daher sind im Folgenden die 
Ergebnisse der jährlichen Körperschaftsteuerstatistik 
zugrundegelegt,8 die die Verhältnisse für das jeweilige 
Veranlagungsjahr, unabhängig von den kassenmäßigen 
Zahlungen, erfasst. Nachteil dieser Statistik ist, dass sie 
erst mit drei bis vier Jahren Verzögerung vorliegt. Für den 
Zeitraum bis 2010 erlaubt sie aber eine gute Beurteilung 
der strukturellen Entwicklung der Körperschaftsteuer.

Abbildung 3 zeigt, wie sich in den drei Ländern der Ge-
samtbetrag der Einkünfte entwickelt hat; dies ist die 
Grundlage für die Ableitung der festzusetzenden Körper-
schaftsteuer. Auch hier fällt eine ungünstige Entwicklung 
bei Hamburg und Hessen auf – schon seit 2005, aber erst 
recht nach der Finanzkrise. In der längerfristigen Betrach-
tung lag der Durchschnitt der alten Länder in der Bemes-
sungsgrundlage der Körperschaftsteuer 2010 um rund 
60% über dem Niveau von 2005; der Verlauf für NRW ist 
sogar etwas günstiger. Demgegenüber stagniert Hessen 
seit 2005 auf nahezu unverändertem Niveau und Hamburg 
erreichte nicht einmal die Hälfte des Ausgangsniveaus.

Die wesentliche Ursache ist offenbar die ungünstige Ent-
wicklung der Wertschöpfung einiger Wirtschaftszweige, 
die in Hamburg und Hessen besonderes Gewicht haben: 
der Finanz- und Versicherungssektor, die Unternehmens-
dienstleister und der Verkehrsbereich. Hinzu kommt für 

8 Statistisches Bundesamt: Fachserie 14, Reihe 7.2, Jährliche Körper-
schaftsteuerstatistik (für die Jahre 2005-2010), jeweils Tabelle 3.3.

Abbildung 3
Gesamtbetrag der Einkünfte in der 
Körperschaftsteuer
Index 2005 = 100

Quellen: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14, Reihe 7.2, Jährliche 
Körperschaftsteuerstatistik (für die Jahre 2005-2010), jeweils Tabelle 3.3; 
eigene Berechnungen.

40

60

80

100

120

140

160

180

2005 2006 2007 2008 2009 2010

Hamburg

Hessen

Alte Länder

NRW



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
481

Analysen und Berichte Länderfinanzausgleich

Hamburg selbst bei einem überdurchschnittlichen Wirt-
schafts- und Steuerwachstum in seiner Finanzkraft pro 
Einwohner konstant bleiben könnte.

Kurz- und mittelfristig ist bei Hamburg und Hessen von 
besonderer Bedeutung, ob es sich bei dem Wachstums-
einbruch nach der Finanzkrise um eine vorübergehende 
„Delle“ oder um einen längerfristig wirkenden Struktur-
bruch handelt. Der Aufholprozess hat sich bisher nur sehr 
langsam vollzogen. Hessen hat 2013, Hamburg 2014 wie-
der einen überdurchschnittlichen BIP-Zuwachs erreichen 
können. Für eine durchgreifende Veränderung und Ver-
stärkung der Finanzkraft hat das aber noch nicht ausge-
reicht. Bei beiden Ländern sind die Probleme zum Beispiel 
im Finanzsektor noch nicht überwunden.11 Darauf deuten 
auch die Beschäftigtenzahlen bei den Finanz- und Versi-
cherungsdienstleistern hin, die sich in beiden Ländern bis 
in die jüngste Zeit unterdurchschnittlich entwickelten.12

Im Ergebnis bedeutet das: Ein Zurück zu den alten Finanz-
kraftpositionen kann es schon wegen der „technischen“ 
Faktoren und ihrer Auswirkungen auf das Steueraufkom-
men nicht geben. Auch die Prognosen zum langfristigen 
Wirtschaftswachstum sprechen für eine Verfestigung der 
derzeitigen Situation mit Hessen als – nur noch – dritt-
größtem Zahlerland, Hamburg im Grenzbereich zwischen 
Zahlern und Empfängern und NRW als Empfängerland 
mit leicht steigenden Zuweisungen. Generell wird zudem 
deutlich: Die Position eines Landes im Finanzausgleich ist 
nicht allein Ausdruck seiner wirtschaftlichen Entwicklung 
und Leistungsfähigkeit, sondern wird darüber hinaus von 
einer Vielzahl steuertechnischer und steuerrechtlicher 
Faktoren bestimmt.

11 In der hessischen Konjunkturprognose 2015 heißt es: „Der Bereich 
‚Finanz- und Versicherungsdienstleister‘ steht auch in Hessen weiter 
unter Druck.“ Vgl. Hessisches Statistisches Landesamt: Konjunktur-
prognose Hessen 2015, Gemeinschaftsanalyse und -prognose der 
Konjunktur in Hessen, Wiesbaden, Dezember 2014, S. 46.

12 Vgl. Bundesagentur für Arbeit: Arbeitsmarkt in Zahlen, Beschäftigung 
nach Ländern in wirtschaftsfachlicher Gliederung (WZ 2008), 2009-
2014, Nürnberg (erscheint monatlich), jeweils Tabellen 1.2.1, 1.2.2, 
1.2.5, 1.2.8 und 1.2.9.

Wenn die steuerrechtlichen und steuertechnischen Fak-
toren fortwirken, hängt die zukünftige Positionierung der 
drei Länder im Länderfi nanzausgleich im Wesentlichen 
von der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung ab. Mit-
tel- und langfristige Prognosen erwarten für Hamburg ein 
deutlich überdurchschnittliches Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts, für Hessen ein annähernd durchschnitt-
liches und für NRW ein leicht bis spürbar unterdurch-
schnittliches Wachstum.10

Für NRW ergäbe sich daraus weiterhin ein unterdurch-
schnittlicher Zuwachs in der Breite der Steuereinnahmen. 
Wegen der Größe des Landes können schon kleine pro-
zentuale Abweichungen im Steueraufkommen erhebliche 
Auswirkungen auf das Finanzausgleichssystem haben. 
Dämpfend wirkt dabei der erwartete Bevölkerungsrück-
gang, der die Steuerkraft je Einwohner erhöht. Insgesamt 
ist in der Tendenz eine weitere leichte Abschwächung der 
Finanzkraft mit einer Erhöhung der Zuweisungen aus dem 
Finanzausgleich zu erwarten. Ein anderer Verlauf könn-
te nur bei einer wesentlichen Änderung wirtschaftlicher 
Rahmendaten eintreten.

Hessen könnte sich vom prognostizierten BIP-Zuwachs 
her durchschnittlich entwickeln, d.h. die relative Steuer-
kraft und die damit verbundenen Zahlungsverpfl ichtun-
gen würden auf dem gegenwärtigen Niveau bleiben – 
aber eben deutlich niedriger als z.B. im Jahr 2000.

Hamburgs Finanzkraft könnte wegen des überdurch-
schnittlichen Wirtschaftswachstums steigen. Dabei ist 
aber zu berücksichtigen, dass Hamburgs Steueraufkom-
men 2014 wegen erheblicher Sondereffekte bei der Kör-
perschaftsteuer überzeichnet ist. Zudem wird nach allen 
Prognosen die Einwohnerzahl in Hamburg auch weiter-
hin überdurchschnittlich ansteigen. Das bedeutet, dass 

10 Vgl. ifo-Institut Dresden: Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung 
2010 bis 2030, Hamburg, Dresden 2012, S. 76 ff.; Hamburgisches 
WeltWirtschaftsInstitut: Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung 
bis 2030 in Bayern und Deutschland, Oktober 2013, S. 26; sowie Pro-
gnos: Wirtschaftsstandort NRW 2030, Januar 2015, S. 9.
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